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Die Jungsoziolisten des Bezirks Honnover legen ols Leitfoden fi.lr ihre poli-
tische Schu lungsorbeit und ols Diskussionsbeitrog zur Auseinondersetzung
Uber die iüngste deutsche Geschichte die Studie des Genossen von Brün-
neck ihren Mitgliedern ols Arbeitsmoteriol vor. lch begrijße es ols Portei-
vorsitzender, ober ouch ols Wissenschoftler und Kenner der Geschichte
der soziolistischen Bewegung sehr, doß hierdurch der Versuch gemocbt
wird, die htiufig ollzu pouschol mit großen Schlogworten,.ober ohne die
erforderliche detoillierte Sochkenntnis geführte Diskussion Uber die ge-
schichtliche Entwicklung hin zu unserer gegenwörtigen politischen Loge
zu intensivieren. Die Studie des Genossen von Briinneck bietet, wie mir
scheint, dozu einen gulen Ansotzpunkt. Auch sie bedorf sicherlich der
Kritik und der Ergönzung.

Wer wie ich die beschriebene Periode in der Geschichte Deutschlonds
nicht nur ols politisch Hondelnder durchlebt, sondern Teile ouch ols Wis-
senschoftler erforscht hot, wird nicht mit ollen Thesen der vorliegenden
Arbeit Ubereinstimmen können. Aber dies ist nicht verwunderlich in einer
Situotion, in der es bisher weder eine umfossende Gesomtdorstellung der
Geschichte der Bundesrepublik noch gor beider deutscher Stooten seit
1945 gibt, noch ouch zulongliche Dorstellungen der Geschichte der so-
ziolistischen Arbeiterbewegung in West- und Ostdeutschlond. Angesichts
dieser Situotion ist die vorliegende Schrift gonz gewiß eine wesentliche
Bereicherung. Dies umsomehr, ols sie eine Fijlle von Literotur onführt
und verorbeitet, die den iUngeren Genossen zum Teil sicherlich noch
unbekonnt ist. Sie veronlqßt dodurch, so hoffe ich, die iüngeren Ge-
nossen unserer Portei dozu, sich selbstöndig und kritisch mit der Geschich-
te unserer Portei und der Geschichte der politischen Verhöltnisse in den
letzten Johrzehnten zu beschöftigen.

lch hoffe sehr, doß die Jungsoziolisten ouf dem hiermit eingeschlogenen
Wege fortfohren, ihre theoretische Diskussion durch quolifizierte wissen-
schoftliche Beitröge zu vertiefen und die Genossen zu einer noch inten-
siveren, gründl icheren und sochbezogeneren Auseinondersetzung mit den
historischen und systemotischen Problemen des Sozio I ismus onzuregen .

lch wünsche der kleinen Schrift im lnteresse unserer gemeinsomen Soche
viele oufmerksome und kritische Leser.
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2l Jahre Bundesrepublik - Grundstrukturen ihrer

Ge s chi cht e

1. Der Einf l-rrß der Besatzun.qsmächte nach 1945

l.Iit dem Ende des 2. lfeltl<rieges hörten Deutschland
und alle Deutschen auf, politische Subjekte zu sein.
Die Besatzungsmächte wurden zum einzigen Souverän
iiber die politische Entwicklung in Derrtschland.
Die drei Großmächte USA, England und die Sowjetunion
verpflichteten sich zwar im Potsdamer Abkommen,
Deutschland einheitlictr zu behandeln. Faktisch stell-
ten sie aber bald die Teilung Deutschlan<ls her: In
der sowjetischen Besatzungszone bestimmte al1ein die
Sonjetunion die gesellschaftliche und politische Ent-
wicklung im Sinne der Auslegung, die sie dem Pots-
damer Abkornmen gab. In den clrei westlichen Besatzungs-
zonen 'r"rrrclen die USA zur bestimmenclen Macht1. Bnglana
war von den USA ökonomisclr so abhänsig, daß es selne
Souveränitätsrechte in Deutsclrland praktisch an die
USA ausliefern mußte'-. Frankreich hatte die kleinste
Besatzungszone erhalten, dj-e für Gesamt<leutschland
keine große ltolle spielte. Frankreich lconnte zwar
zu Anfang die Entwicklung zentraler deutscher Insti-
tutionen verhindernr, es konnte sich aber im Ergeb-
nis den Intentionen der- USA nicht entgegenstellen.
Das langfri.stige Kriegsziel der USA hatte im wesent-
lichen darin bestanden, die ökonomische Isolierung
der 2oer und loer Jahre zu durchbrechen und dem
amerikanischen 

"taren- 
und Kapitalexport möglichst

große I'Iärkte in Europa und der Dritten Welt zu ver-
schaffen. Erheblich höhere llxporte als bisher schie-
nen den USA nach 1945 schon deshalb notwendig, weil
nach dern Ende des,Rüstungsbooms eine wirtschaftliche
Depression rlrolrte4. Alte kapitalistischen Inrlustrie-
länder, besonders Deutschland und Japanr sollten da-
her gezwrrngen rverden, ihre nach Autarkie strebende
Wirtschaftspolitik der Vorkriegszeit aufzugeben.
Außerdem sollten die großen llandelsblöcke der euro-
päischen KoloniaLmächte, vor a1len der Sterlingblock
aufgelöst werden. Diese Zi-ej-e begannen die USA mit
dem i{ährungsabkommen von Bretton Woocls von 1!44, mit
dem GATT-Abkommen won 7947, und mit weiteren z.T.
bilateralen Verträgen, insbe-"ondere gegenüber der



vor 7939 führenden flandelsmacht Englanrl5 zu verwirk-
Iichen.
Eine große Gefahr für den amerikanischen Plan der
'One üorld"r die unbegrenzt für amerikanische Exporte
offenstehen solIte, war das Erstarken der sowjetunion
und der verschiedenenr nur z.T. auf die Sowjetunion
bezogenen sozialistischen Bewegungen in den westeu-
ropäisctt"n Ländern. Die Sowjetunion stellte sich der
uniontrollierten öffnung ihrer Märkte für amerikani-
sche Waren- und Kapitalexporte entgegen, weil die
Ausdehnung des ameiikanischen Privatkapitals die so-
zialistis"h"Fo.mihrerProduktionsverlrältnissebe-
clroht hätte. Die unter dem Eindruck des Faschismus
in den rresteuropäischen Ländern erstarkten soziali-
stischen Bewegungen wollten nach 1945 nichtkapitali-
stische organisaiionsformen jn der Wirtschaft durch-
setzen. In England und Frankreich führten sie um-
fangreiche Verstaatlichungen durch' Am ungehinderten
fmpärt amerikanischer l{aren unri amerikanischen Kapi-
tais waren auch sie nicht interessiert, weil sie da-
mit ihre Konzepte einer jedenfalls teilweise sozia-
listischen Umgestaltung der nationalen Wirtschafts-
systeme gefährdet hätten.
Dle USA suchten thre Interessen Segenüber Eu19na
auf zwei Ebenen zu verwirklichen(6): Sie benühten sl-ch
einr:ra1, clen politisclren Einf Iuß der Sowjetr'rnion in
;;;;;;'';;i; \g45 ..,näc5st 't einzudämmen't ( containment ) ,

spätLr "zurücl<zudrängen" (Rott back). Sie stärkten
orr,1".""=.its innerhalb \rlesteuropas rtie kapitalisti-
schen Kräfte so, daß die jeweiligen sozialistischen
ßewegungen an Bedeutung verloren. Insbesonctere mit
aer. rnassiven ölconornischen unterstützung des lt{arsha1l-
Plans sorgten sie clafür, claß der wirtschaftliche IrIie-
cleraufbau sich in kapitalistischen Formen vollzog'

Die Europapolitik der USA schlug sich in den west-
Iichen ßesat4ungszonen Deutschlands in dreifacher
trieise nieder':
7. Die USA verhinderten mit Erfolg - auch durch An-
drohung offener Gewalt - alle Versuche, die überkom-
mene kipitalistische irlirtschaftsverfassu3g in [tich-
tung auf ein sozialistische zu verändernö' So verbot
z.B. die amerikanische Besatzungsmacht die in I{essen
durch eine Volksabstimmung beschlossene Sozialisie-
rung der Grundstoffindustrie.
2. Die USA stärkten auf verschiedene Weise das Pri-
vateigentum und die Unternehmerinitiative. Indem
sie däm privaten und nicht dem öffentJ.ichen Elereich
die nach den Kriegszerstörungen nötigen^Inwestitions-
hilfen, besonders nach dem ERP-Programm9 zukommen
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ließen, eorgten sie dafür, daß die normalen Gesetze
der kapitalistischen lrlarenproduktion wieder zur GeI-
tung kamen. Zunehmend wurde ein gewisser Wohlstand
auch für die Massen möglich. Angesichts der noch
lange Zeit verhältnismäßig schlechten Versorgung in
der SBZ mußte das dem größeren Teil des Volkes als
ein Verdienst des kapitalistischen Systems der Markt-
wi-rtschaft erscheinen und zu ei-ner kontinuierlichen
Schwächung aller sozialistischen Positionen in lfest-
deutschland führen.

l. Die USA versuchten, den im Potsdamer Abkommen fest-
gelegten'Einfluß der Sowjetunion auf die westlichen
Besatzungszonen auszuschalten. Mitbestimmungsrechte
der Sowjetunion für die westlichen Besatzungszonen
ergaben sich daraus, daß Deutschland nach der Abtren-
nung der Gebiete östlich der Oder,/Neiße rirtschaft-
Iich und politisch aIs Einheit behandelt werden solL-
te. Die wirtschaftliche Struktur sollte nach dem
Potsdamer Abkommen nicht unmittelbar verändert rrer-
den, jedoch sollten die großen Zusammenballungen
wirtschaftlicher Macht beseitigt werden, um ein l{ie-
deraufleben des Nationalsozialismus und eine deutsche
Kriegsproduktion zu verhindern. Das Potsdamer Abkom-
men versprach darüber hinaus der Sowjetunion Repara-
tionen, die im Ergebnis auch aus den westlichen Be-
satzungszonen zu leisten waren. Die Sowjetunion war
aus Sicherheitsgri.inden an der Durchführung der Ent-
machtung der Großindustrie interessiert und brauchte
die Reparationen zum l/iederaufbau ihres durch die
Deutschen verwüsteten Landes.
Die USA weigerten sich in der praktischen Nachkriegs-
politik, der Sowjetunion in den westlichen Besatzungs-
zorlerr Einfluß einzuräumen, insbesondere sie an der
in Aussicht genommenen internationalen KontroIIe des
Ruhrgebietes zu beteiligen. Seit Mai 1!46 steltten
die USA die Lieferung von Reparationsgütern aus ihrer
Besatzungszone ein(1o). Auf der I'toskauer Außenminister-
Konferenz vom März/April 7947 waren die lrlestmächte
unter Führung der USA nicht mehr bereit, der Sowjet-
union in Bezug auf Deutschland Konzessionen zrl machen,
sondern werlangten praktisch die bedingungsloee Uber-
nahme der amerikanischen Konzeptionll.
Die Sowjetunion konnte auf die Durchsetzung ihrer
Sicherheits- und hliedergutmachungsinteressen gegen-
über Deutschland nicht verzichten. Aufgrund ihrer
Auslegung des Potsdamer Abkommens führte sie jeden-
fa1ls in j-hrer eigenen Besatzungszone die ihr not-
wendi-g erscheinenden Maßnatrmen durch, die zunächst
nur als worläufig werstanden wrrrden. Sie ordnete
umfangreiche Enteignurrgen an und entnahm hohe Repa-



rationen aus den Anlagen und der Iaufenden Produk-
tion.
Die usA formten in entsprechender weise die westzonen
ausschließlich nach ihren Interessen. Itrnen war es
lieber, ein halbes Deutschland ganz zu kontrollieren'
als ein ganzes Deutschland nur halb. Die ökonomische
und politische Teilung Deutschlands war die notwen-
dige Folge.

2. Die sozialistischen Alternativen

Nach der bedingungslosen Kapitulation des national-
sozialistischen Deutschland begannen - zunächst sehr
zögernd - in allen politischen Kreisen die Diskussion
über die Ursachen der als Katastrophe empfundenen
NiederlageundüberdieStrukturprinzipieneinesneu.
en Deutschland. Diese Überlegrrngen gingen in zwei
Richtungenl Auf der einen Seite stand die Rückbesin-
,rr.rrg ..,i humanistisch-christliche Werte, auf der an-
derän Seite lebten sozialistische Vorstellungen wie-
der auf. Beide Formen cler Neuorientierung gingen zu-
nächst oft ineinauder über und rxurden nlcht aIs Ge-
gensatz empfunden. In dem Maße' wie die Frage des
Wiederar.rfbaus praktisch wurde, entwickelten sie sich
jedoch zum Ausdruck gegensätzlicher Interessen' In
verflacltter Form wrrrden schließIich humanistisch-
christliche Vorstellungen unter der auf Rekonstruk-
tion des Kapitalismus abzielenden Herrschaft der CDÜ/
CSU zur offiziösen Ideologie des neuen Staates' Die
sozialistischen Alternativenr die in den Jahren nach
7945 im allgemeinen Bewußtsein eine Sr9!e Rolle spiel-
ten, verlorän ihre politische Relevanz12.
Daß die sozialistischen Alternativen nicht verwirk-
licht werden konntenr war nicht von Anfang an ausge-
Dacht" In den Jahren r.aclr 1)4) war weithln aner-
kannt, daß das kapitalistische lrlirtschaftssystem am

Aufstieg des Nationalsozialismus entscheidenden An-
teil gehabt hatte. Es erschien allgemein zweifelhaft'
ob die große Aufgabe des ökonomischen hliederaufbaus
mit <ter bisherigen \Iirtschaftswerfassung zu lösen
sei. Wolfgang Abendroth beschreibt die rrerstaunlich
rasche, breite und in Bezug auf seine Problemstel-
lungen tiefe Renaissance"(13) des sozialistischen Den-
kens: 'tSo bahnte sich in dieser jungen Generation
der damaligen deutschen Intelligenz eine lrlendung ant
die sozialistisches Denken fast als selbstverständ-
lich bewuß.t übernahm. Unter Ablehnung der Dogmati-
sierung, wie sie die bürokratischen Apparate der
Arbeiterbewegung vor 1))) ihren Bedürfnissen ent-
sprechend vorgenommen (und die sozialistische Theorie
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dadurch fruchtlos gemacht) hatten, deren Wiederauf-
leben in KPD und SPD aber al].zu rasch erkennbar wur-
de, begann die junge Generation nach Wegen der l{ei-
terentwicklung einer Iebendigen Theorie, wie sie die
dialelctische Methode bei.$arx und Engels einst gewe-
sen lrar, zu suchen, ...tt14. Das breite Spektrum die-
ser sozialistischen Diskussion schlug sich theoretisch
etwa in den beiden führenden intellektuellen ZeLt-
schriften der damaligen Zeit nigr!er, in trDer Ruf"
und in den trFrankfurter Heftentt12.
Sozialistische Forderungen fanden in den ersten Jah-
ren nach. 1p4J breite Zustimmung bei den Massen. Das
zeigte sich z.B. an der Volksabstimmung über die
hessische Verfassung vom \.1-2.7945. Der Verfassung
als ganzer stimmten 76rB X der gültigen Stiurrren zu.
Auf Anordnung der amerikanischen Militärregierung
fand über den Art. 41 des Verfassungsentwrrrfes eine
besondere Abstimmung statt. Art. 41 sah u.a. die Ver-
staatlichung der Montauindustrie, der Energiewirt-
schaft und die staatliche Kontrol-le der Großbanken
und Versicherungen wor. Dleser Vorschrift hatten
im Landtag bereits SPD, KPD und CDU zugestimmt, nur

flii.l:?.x"1,'i":::";"1t,3!I 3;i;ä*"::l il;:'tTiB:
Nur wegen eines Einspruches der Militärregierung
konnte die Bestimmung nicht in Kraft treten.
In Nordrhein-Westfalen fanden 1946 und 1947 große
Streiks und Demonstrationen für die Sozialisierung
der Grundstoffindustrie statt. Zwei Landtage beschlos-
sen Gesetze zrur Sozialisierung der Kohlewirtschaft
(am 25. Januar 1947 und am 6. August 1948). Beide
Gesetze wurden von der britischen llilitärregierung
suspendie rt77 -

.Ansätze zu sozialistischen Positionen vertraten in
den ersten Jahren nach 1945 auch die bürgerlichen
Parteien. Zwar stellte sich ihnen die FDP,/LPD im
allgemeinen entgegen, sie war aber eine relativ klei-
ne Partei. Die CDU als dle wichtigste der bürgerliehen
Parteien trat bei grundsätzlicher Anerkennung des
Privateigentums für gemeinwirtschaftliche Eigentums-
formen und für eine am Gemeinwohl orientierte irlirt-
schaftsplanung ein18. rrl)as kapitalistische hlirtschafts-
system ist den staatlichen und sozialen Lebensinteres-
sen des deutschen Volkes nicht gerectrt geworden'r,
hieß es in dem Ahlener Wirtschaftsprogramm der CDU
für Norclrhein-lrlestfalen vom l. Februar 194?79. Die
wirtschaftspolitische Programmatik der CDU in der
Anfangszeit war jedoch widersprüchlich und halbher-
zi-gzo. Praktisch schon seit der }t'ährungsreform,
theoretisch mit den Düsseldorfer Leitsätzen der CDU,/



CSU vom 15. JuIi 794921 löste die CDU/CSU diese tii-
dersprüche zugunsten eines kompromiß1osen Engagements
für den Neoliberalismus in der Form der rrSozialen
Marktwirtschafttr .

Eindeutiger vertrielt sich die SPD22. Kur-t Schumacher
erklärte auf dem 1. Nachkriegsparteitag <1er SPD 1946
in Hannover den Sozialisnlus zur trAufgabe des Tages't23.
In der auf diesem Parteitag werabschiedeten ResoIu-
tion hieß es: ltDas heutige Deutschland ist nicht mehr
in der Lage, eine privatkapitalistische Unternehmer-
wirtschaft zu ertragen und Unternehmerprofite, Kapi-
taldiwidende und Grundrenten zu zahlen-'tz.l In ihren
sozialistischen Vorstel-lungen setzte sich die SPD
von den autoritären und bürokratischen Zügen des Sta-
linismus scharf ab25. Sie faßte ihr I(onzept in dem
Begriff des rrdemokratischen Sozialistnusil tusa*m"n26.
Der demokratische Sozialismus ging davon aus, daß
Freiheit des Einzelnen und soziale Gerechtiglceit nur
in einer bewrrßt geplanten aber gleichzeitig demokra-
tisch kontroJ-lierten hlirtschaftsorganisation mög-
lictr seien. Die SPD forderte deshalb umfangreiche
Verstaatlichungen, werbunden mit weitgetrenden Mitbe-
stimmungs- und Kontrollbefugnissen für den einzelnen
Bürger, die eine Wirtschaftsdemokratie gewährleisten
soIlt en.
In den Ländern versuctrte die SPD, ihr Konzept durch
Verstaatlichungen und die Einführung der Mitbestim-
mung durchzusetzen, scheiterte dabei allerdings weit-
gehänd schon am l,Iiderstand der Besatzungsmächte27. In
tten OrganeD der Blzone, der VorläuferLu der späteren
Brrndesrepub]-ik. stand die SPD seit Mitte 7947 in der
Oppositiän28. im Parlamentarischen Rat wersuchte sie,
das Grundgesetz für den demokratischen Sozialismus
offen zu halten. Sie hoffte dabei, es durch eine Mehr-
l-reit im ersten Bundestag zu verwirklichenz9. Bei der
ersten Bundestagswahl am 14. August 1949 erhielt die
SPD aber nur 29 r2 % cler Stimmen und mußte wie im
triirtschaftsrat in die Opposition gehen. Ihr Programm
des demoi<ratischen Soziatismus blieb jedoch nach
1949 noch lange Zeit die praktisctr rrrichtigste AIter-
native zwr sozj-alen Marktwirtschaft der CDU.

Die wirtschaftspolitischen Forderungen der Gewerk-
schaften entsprachen nach längeren inneren Ausein-
andersetzungen im wesentlichen denen der SPD. In
den'tlfirtschaftspolitischen Grundsätzen des deut-
sclren Gerverkschaftsbundes'r vom Oktober tg4g30 wurden
umfangreiche Verstaatlichungen und die Einführung
von Elementen einer Wirtschaftsdemokratie gefordert.
Die Durchsetzung dieser Z:iel-e scheiterte zunächst
am Widerstand der Besatzungsmächter später auch an
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dem der CDU/CSU-Regierungen. Einen gewissen ErfoIg
von Dauer konnten die Gewerkschaften nur mit der
Paritätischen Mitbestimmung im Montanbereich er-
zielen. Mit der Verabschiedung des neuen Betriebs-
werfassungsgesetzes von 7)JZ zei-gte sich endgültig,
daß die Bemühungen der Gewerkschaften für eine Neu-
ordlung der hlirtschaftsverfassung gescheitert wa-
ren3 1 .

Eine Sonderstellung unter den Gruppen, die für eine
sozi4listische Alternative eintraten, nahm die KpD

"ir.32. Sie forderte zwar auch die Sozialisierung
von Zentialbereichen der Wirtschaft, sah jedoctr
im Sozialismus nicht die rrAufgabe des .Iagestr. Um ein
lliederaufleben des Faschismus zu verhindern, werlang-
te sie zunächst die Vollendung der bürgerlichen De-
mokratie33. Dennoch galt sie wegen ihrer Identifizie-
rung riit der Sorvjetunion, regen ihrer Unterstützung
für die in der SBZ/DDP. vor sich gehenden gesell-
schaftlichen Veränderungpn und wegen ihrer Betriebs-
und GewerkschaftsarbeitJt als radikale partei. Da
die Politik der Sowjetunion gegenüber Nachkriegs-
deutschland und die politische Entwicklung in äer
SBZ/DDR von den Massen als negatiw und beärohlich
empfunden wrrde, wurde die KPD leicht zum Brennpunkt
der antisozialistischen Kritik, die im Kern nicüt
nur sie, sondern auch die SPD und die Gewerkschaften
meinte. Das Angebot der KPD, am Wiederaufbau mit den
anderen Parteien gemeinsam mitzuwirken, wrrrde von
diesen bald abgelehnt! vort der SpD schon wegen der
Identifizierung der KPD mit dem Stalinismus, von den
bürgerlichen Parteien weil sie von der KpD eine Be-
drohung der kapitalistischen Restauration befürchte-
ten. Mit der Verschärfung des Ost-West-Gegensatzes
und den Erfolgen der sozialen Irtarktwirtschaft nahm
die Bedeutung der KPD immer mehr ab: Bei den Bundes-
tagswahlen von 1949 erreichte sie nur 513 g4 der
Stimmen, bei den l{ahlen won lpll war sie mil- 2r2 %
der Stj-mmen noch erfolgloser.

J. Der ökonomische und politische Wiederaufbau

Die Chancen für die Verwirklichung der sozialistischen
Alternativen sanken nit jed.en Jahr selt 19+?" Zunächst
hatten die USA den Weg zur kapitalistischen Ilestaura-
tion und zur Einrichtung einer parlamentarigch-rechts-
staatlichen Demokratie in einem westdeutschen Teil-
staat gewiesen. Diese Ziele übernahmen bald die bür-
gerlichen Schichten in Westdeutschland und die im
lrlirtschaftsrat seit 1942, in der Bundesrepublik seit
1949 allein regierenden bürgerlichen Partäien. Schließ-
J-ich fand die neue ökonomische und politische Organi-



sationsform der Bundesrepublik eine so breite Zu-
stimmung, daß die SPD im Godesberger Programm von t959
und der DGB im Düsseldorfer Grundsatzprogramm von 1963
auf die bisherige Form ihrer sozialistischen Alterna-
tive verzichten mußten. Die nach L945 werhältnismäßig
breit entfaltete sozialistische Bewegung war Anfang
der 6oer Jahre wieder in winzige, politisclt unbecleu-
tende Zirkel zuriickgeworfenJ2.

i - 1. Der ökonomische lr/iederaufbau

Die amerikanische Besatzungsmacht hatte alles getant
um für die Bundesrepublik die überkommene privatkapi-
talistische lr/irtschaftsorganisation in einer neof i-
beralen Form zu erhalten. sie hatte verstaatlichungen
verhindert mit dem Argument, daß erst eine freige-
wählte deutsche Zentralregierung dariiber entscheiden
könne, tatsäctrlich in der berechtigten Hoffnung, daß
eine solche Regierung nie eine Verstaatlichung vor-
nehmen würde. Sie hatte eine ltährungsreform in den
Westzonen durchgefütrrt, die die bisherige Form der
Bewirtschaftung überflüssig machte und Westdeutsch-
land ökonomisch von der sowjetischen Besatzungszone
abschnitt. Sie hatte durch großzüge Ui1fe, besonders
im Rahmen des ERP-Programms (Marshall-PIan) dafür ge-
rrorgt, daß das Privatkapital die nötigen fnvestitions-
mittel erhielt. Noch nach Gründung der Bundesrepublik
behielten sich die Besatzungsmächte in Bezug auf die
l{irtschaftsstruhtur weitgehende Rechte vor, die ihnen
die Möglichkeit gaben, alle Ansätze zur Verwirkli-
chung-einer sozialistischen Alternative zrt verhin-
dern36.
Von diesen Rectrten Gebrauch zu machenr sollte sich
nicht a1s nötig erweiaen. Die CDU,/CSU-geführten Re-
gierungen setzten das Programm der sozialen Markt-
rirtschaft konsequent durch. Auf der einen Seite
gewährleisteten sie das Privateigentum an Produktions-
mitteln, beseitigten die durch Entflechtung und ande-
re alliierte Maßnahmen herbeigeführten Beschränkungen
der Großindustrie, erließen ein nur schwaches Kar-
tellgesetz und wersuchten nach Möglichkeit den Mit-
telstand zu fördern37. lur der anderen Seite sorgten
dle CDur/CSU-Regienrngen daf,ür, daß ein Teil des neu-
en lfohlstandes den Massen zugute kam, um sie damit
von der Richtigkeit des neuen ltirtschaftssystem zu
überzeugen.
Die wirtschaftlichen Verhältnisse insgesamt wie auch
die des einzelnen werbesserten sich seit der ltährungs-
reform spürbar von Jahr zu Jahr. Allgemein erschien
dieser Prozeß nach den Zei-ten der Entbehrung in Krieg
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und Nachkriegszeit a1s rrlrlirtschaftswr-rnderrr. Tatsäch-
lich war der scheinbare Arrfstieg aus dem 'rNichtsrr
nur die l,{iederingangsetzung der ökonomischen Gesetze
der normalen kapitalistischen Akkumulation, die durch
clen zweiten \Ieltkrieg zeitweilig ausser Kraft ge-
setzt waren. Der ökonomische Aufstieg Westdeutschlands
in den 5oer Jahren war kein \Iunder, sondern die Wie-
dergewinnung der durch die Kriegsereignisse unter-
brochenen langfrlstiogen "Trendlinle cler wlrtschaftli-
chen EntwicklungrrJo. Die überdurchschnittlich hohen
ökonomischen l,rlachstumsraten kamen durch ein Zusam-
mentreffen mehrerer Faktoren zustande: Die industriel-
Ien Anla§en in lJestdeutschland waren weitgehend vor-
handen, wrrrden vor 1948 aber nicht ausgenutzt. Das
Arbeitskräftepotential war diesen AnJ.agen entspre-
chend qualifiziert. Die Arbeitskräfte, insbesondere
die atrs den Ostgebj-eten und der SBZ/DDR zugewanderten,
waren gezrrmngen, angesichts der zunächst noch hohen
ArbeitsLosenquote auch zu gerlngen Löhnen zu arbel-
ten. Dadur:ch entstanden in den ersten Jahren des
Uj.ederaufbaus werhältnismäßig hohe Gewinne, die wei-
ten Spielraum fiir Neu- und Ersatzinvestitionen ließen.
SchließIich entsprach die traditionelle industrielle
Struktur Westdeutschlands weitgehend den Bedürfnis-
sen des Exports im neu entstehenden l{elthandelssystem.
Die Reihe dieser günstigen Faktoren führte dazu, daß
die der öl<onomischen Entwicklung durch den Krieg zu-
gefiigten Rückschläge schon Anfang der fünfziger Jah-
re im wesentlichen ausgeglichen waren. Das Brutto-
sozialprodukt in Preisen won 1t16 überstieg im er-
sten l{albjahr ltJo den Stand des letzten "normalentr
Vorkriegsjahres 1936tY. Der private Verbrauch in Prei-
sen von 1936 übertyEf erstmals im 2. Halbjahr 1951
den Stand won 1!16*t. Die Bundesrepublik gewann
schnell den Anschluß an die internationale techno-
logische Entwicklung zurück. Das kam in einer gesi-.
cherten Position auf dem trleltmarkt uud in über-
schüssigen Handelsbilanzen seit 195141 ,u, Ausdruck42.
Im allgemeinen Bewußtsej-n wurde der ökonomische
Wiederaufstieg Uestdeutschlands freilich nlcht als
die lfiedereinsetzung der kapitalistischen Akkumula-
tlonsgesetze und damit auch in seinen Grenzen und
seiner Krisenanfälligkeit begriffen, sondern als
Erfotg des Systems der sozialen Marktwirtschaft im
Gegensatz zu den sozialistischen Alternativen- lüeiI
die ökonomische Rekonstruktion unter dem System der
sozialen Marktwirtschaft erfo1gte, schien bewiesen
zu sein, daß alle anderen damals denkbaren Formen
der lfirtschaftsorganisation einen solchen Erfolg
nicht zustande gebracht hätten. Immer wieder behaup-
teten die Verfechter der sozialen Marktwirtschaft 
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claß nur sie in der Lage gewesen sei, den ökonomischen
\Iiederaufstieg zu ermöglichen, und daß nur sie ihn
weiter garantieren ltönne. Das war unter den Bedin-
gungen der Aufrechterhaltung der kapitalistischen
Produktionswerhältnisse und des überragenden Einflußes
der USA zwar it gewisser \r/eise richtig. Jedoch wurden
nicht diese Bedingungen, sondern die schleppende und
hinter der westdeutschen stark hinterhertri-nl<ende
ökonomische Rekonstruktion in der DDR als Beleg für
die Richtigkeit der sozialen Irlarktwirtschaft heran-Ee-
zogen. Die schlechte öI<onomische Lage in der DDR wur-
de mit der Tatsache erklärt, daß dort Iceine soziale
Marktwirtschaft, sondern der Kommunismus herrsche.
Der Hinweis auf die unzulängliche Versorgung in der
DDR diente immer wieder dazu, die soziale llarktwirt-
schaft in den Augen der Massen zu legitimieren. Ver-
schwiegen wrrrde dabei, daß die relatiwe ökonomische
Rückständigkeit der DDR nur zu einem Teil auf lvlänge1
des dortigen Planungs- und Wirtschaftssystems, ganz
wesentlich aber auch auf die besonderen historischen
Bedingungen in der DDR zurückzuführen war: Die ver-
schiedenen Formen der Reparationen für die Sowjet-
union schwächten die DDlt erheblich. Die DDII erhielt
keine der Marshallplanhilfe entsprechende Unterstüt-
zung. Die DDR besaß inr Vergleich zu lrlestdeutschland
weniger Rohstoffe. Sie erlitt durch die wegen der
ökonomischen und politischen Verhältnisse nach iiest-
deutschJ-and abwandernden F1üchtl-inge bis 1!61 große
Ver1uste.

1.2. Der politische hliederaufbau

Ätrnlicfr wie auf der ökonomischen Ebene werlief clie
westdeutsche Restauration auf der politischen: Der
von den Besatzungsmächten unter Führung der USA vor-
gezeichnete l.Ieg wrrrde schließIich von den lt{assen der
BevöIkerung auf breiter Basis übernommen.
Die drei westlichen Besatzrrngsmächte strebten fiir ihre
Besatzungszonen die Gründung eines westdeutschen TeiI-
staates mit einer demokratisch-rechtsstaatlichen und
föderalen Verfassung an. Dieser I{iIle der Westmächte
kam in der übergabe der trFrankfurter Dokumentett, die
den Auftrag zur Ausarbeitung eines Grundgesetzes
enthielten, an die westdeutschen Ministerpräsidenten
am 1. Juli 1948 sinnfäIlig zum Ausdruck. Bei den da-
mals zugelassenen Parteien war prinzipiell die Not-
wendigkeit der Gründung eines solchen Staates unbe-
bestritten. Nur die I(PD war gegen die Gründung der
Bundesrepublik mit dem Argument, daß dadurch ein
einheitliches Deutschland werhindert werde.
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Angesichts der ungesicherten politischen Situation
der Jahre 1948/49 und der damaligen Bedeutung der na-
tionalen Frage irn politischen Bewrrßtsein der Massen
bestand die Gefahr, daß eine derartige Ablehnung des
neuen Staates Schule machen rsürde, insbesondere wenn
sich wirklich erweisen so1lte, daß er die Wiederver-
einigung nicht fördern würde. Tatsächlich zeigte sichjedoch schon nach kurzer ZeLt, daß dle Legitini.tät
des neuen Teilstaates allgemein anerkannt wurde.
Dazu trug nicht nur der mit dem neuen Staat verbun-
dene ökonomische l,üiederaufbau bei. Die parlamenta-
risch-dernokratische und die rechtsstaat].iche Form der
Bundesrepublik schien die richtigen Lehren aus der
nationalsozialistischen Vergangenheit zu ziehen wie
auch die einzig mögliche Alternative zu. der als be-
drohlich enpfund.enen Staatsorganisatlonen in der DDR zu
sein. Die parlamentariscle-rechtsstaatliche Form der
Buad.esrepubllk wurde im übrigen tor allem deshalb ak_
zeptiert, weiJ. sie auf staatsbiirgerlichem Gebiet rea-
le Vorteile bot, die im Nationalsozialismus rvie in
der DDII vermißt wr:rclen. Als Beispiele seien nur ge-
nannt: Die IIögliclrkeit zur freien Ausreise (auch für
tour istische Zrrreche und unter lrlitnahme der notwendi-
gen Devisen), ej-ne von Behörden unzensierte presse,
justizieller Schutz vor wi1lkürlicher politischer Ver-
folgung bis zur ungehinderten Einfuhr von den a1s
attraktiv geltenden I(ultur- und Konsumerzeugnissen
des lJestens (die damals etwa won Boogie Woolie bis
zum Petticoat reichten).
Das politische System der Bundesrepublik war bald im
Bemrßtsein der BevöIkerung viel tiefer werankert als
die t{eimarer Republik. Das war artgesichts der Tatsa-
che, daß die Deutschen praktisch bis zur Kapitula-
tion dem Nationalsozialismus gefolgt waren, keines-
wegs selbstverständIich. Die Anerkennung des neuen
politischen Systems beruhte allerdings nur zu einem
geringen TeiI auf einer rationalen Verarbeitung der
Erfal-rrungen des Nationalsozialismus. VieI entsihei-
dender waren die Erfahrlrngen der Ohnmacht und des
Dlends der ersten Nachkriegsjahre, gegenüber denenjede neue politische Organisationsform al-s Fortschritt
erscheinen mußte. Die meisten Sympathien dürfte der
neue Staat durch die mit ihm verbunclenen realen öko-
nomiscl-en uad politischen Vorteile gewonnen haben.
Die parlamentarische und rechtsstaatliche Komponente
des neuen Staates lst lm übrigen vor allem durch d.ieExistenz eines anderen deutschen Teilstaates mit einergänzlich anderen Verfassungsstruktur legitimiert wor-
den. Damit hat weniger die Erfahrung des nationalso_
zialistischen Terrors als die permanent gegenwärtige
Alternative eines staates mit sozialistischen Anspruch
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die bürgerliche Demokratie irr Deutschland durchge-
selzt.

l.l. Die Außenpolitik der Bundesrepublik

Außenpolitisch mußte der neue Staat eine strikt pro-
amerikanische und antikommunistische Politik treiben.
Dazu war er nicht nur durch die fahtisch bis 7955 be-
stehende Oberhoheit der westlichen Besatzungsmächte
und durch die für die Zeit danach geltenden wertrag-
lichen Bindungen an den lrlesten gezwungen. Die Inte-
gration in den trrlesten rsar insbesondere aus ökonomi-
schen Gründen unumgänglich. Die westdeutsche Industrie
hatte durch den Zweiten Iüeltkrieg ihre traditionel-
len lt{ärkte im Osten und Südosten Europas verloren.
Die sich nach 1t4J verstärkt anbahnende internatio-
nale ökonomische Arbeitsteilung war angesichts der
relativen ökonomischen Schwäche der Sowjetunion für
die deutsche Industrie nur durch eine enge wirt-
schaftliche und politische Zusammenarbeit mit dem
}Iesten zu verwirklichen. Die ökonomische Integration
der Bundesrepublik in den hlesten entsprach aus kom-
plementären Gründen den unmittelbaren Interessen cler
westeuropäischen Länder urrl der USA. Die ökonomische
l{estintegration der Bundesrepublik fand in dem Bei-
tritt zur Montanunion won 7951 uncl zur EhlG won 7957
ihren sichtbaren Ausdruck.
Auf der anderen Seite mußte der neue Staat die kon-
sequente Abgrenzung zur DDR und zu der sie protegie-
renden Sowjetunion suchen. Die DDR war für die Bun-
desrepublik in den ersten Jahren trotz ihrer ökono-
mischen und politisctren Schwäche eine doppelte Be-
drohung: Sie stellte einerseits eine l<onkrete Alter-
native zur sozialen Marl<twirtschaft dar. Falls der
ifiederaufbau mit dem System der sozialen Marktwirt-
schaft scheitern und stocken würde, war ein Engage-
ment der lt{assen für eine hlirtschaftsorganisation, wie
sie in der DDR herrsclete, nicht ausgeschlossen. An-
dererseits war die bloße Dxistenz der DDR für die
Bundesrepublik eine fleraugforderung für ihre natio-
nale Legitimation. Solange die nationale Prage a1s
ein brennendes und offenes Problem empfunden wrrrde,
bestand immer die Gefahr, daß wesentliche Struktur-
merkmale der Bundesrepublik zugrrnsten eines wieder-
wereinigten Deutschlands aufgegeben würden. Solche
Strukturveränderungen eines wiedervereinigten
Deutschlands hätten sich aus gewissen, besonders von
der Sowjetunion geforderten Auflagen der Siegermächte
ergeben und wären im übrigen watrrscheinlich dadurch
zustande gekommen, daß SPD und KPD angesichts des
14

traditionell anderen hlählerwerhaltens in den Gebie-
ten der DDR in einem Gesamtdeutschfand die entschei-
dende Ilolle gespielt hätten. Derartige Entwicklungen
für ein Gesamtdeutschland wurden von den CDU,/CSU-Re-
gierungen als dj-e rrAuslieferung Deutschlands an den
Bolschewismus'r und in ähnlicher l{eise hingestellt.
Um sie zu werhindern, steuerten die CDU,/CSU-Regie-
rungen in der Frage ,der l{iedervereinigung einen ma-
ximalistischen Kurs, der auf die bedingungslose
milj-tärische, ökonomische und politische llerausgabe
der DDR durch die Sowjetunion an den lrlesten hinzielte.
Die'sowjetunion war dazu nicht bereit, weil- sie damit
einer Vorwerlegung des amerikanisctren Einflußberei-
ches zu ihren Lasten zugestimmt hätte. Sie forderte
jedoch nicht, wie es von den Vertretern der Wieder-
vereinigungspolitik der Bundesrepublik immer wieder
behauptet wurde, die Eingliederung Gesamtdeutschlands
in ihren Einflußbereich. Die größten Konzessionen
machte die Sowjetunion in der Frage der Wiedervereini-
gung in ihrer Note wom 1o. \7ärz 7952. darin bot sie
den Abschluß eines Friedesvertrages mit einer freige-
wäh1ten deutschen Regierung an, der ein einheitliches,
demokratisches Deutschlar:<.1 zum ZieI hatte. llirt-
schaftliche Strukturveränderungen waren nicht unmit-
telbar vorgesehen. Die einzige einscltneidende Aufla-
ge sollte die dagerncle militärische Neutralisierung
Deutschland sein43.
In der Bundesrepublik setzten sictr besonders die SPD
und die KPD für die Prüfung dieses Angebotes in Ver-
handlungen mit der Sowjetunion ein. Die Bundesregie-
rung und die Westrnächte werlangten jedoch' daß ein
wiederwereinigtes Gesamtdeutschland frei, sein müßte,
auch dem westlichen Bündnis beizutreten*4. Das war
fiir die Sowjetunion eine unannehmbare Bedingung. Zw
ernsthaften Verhandlungen über eine ldiedervereini-
gung Deutschlands kam es daher nicht.
Stattdessen wertrat die Bundesregierung gegenüber der
DDR und der Sorvjetunion die westliche rrPolitik der
Stärkerr. Die kontinuierliche ökonomische und militä-
risctre Stärl<ung des Westens sollte die Sowjetunion
auf eine nicht näher definierte Weise dazu zwingen,
eines Tages einer hliedervereinigung zu den Bedingungen
des trrlestens zuzustimmen. Es envies sich allerdings
schon bald nach Inkrafttreten der Pariser Verträge im
Nai- 7955, daß auf diesg_irleise eine lrliedervereinigung
nicht zu erreichen war+).
Aus heutiger Sicht ist an dieser Politik das größte
Problem, warum eine so weitgehend auf irlrreführung
und Selbsttäuschun.grr*o aufgebaute Deutsctrlandpol.itik
nicht allgemein als solctre durctrsctraut wrrrdet son-

I
I

,
)

15



/
dern im Gegenteil in der Bundesrepublik breite Zu-
stimmung finden konnte. Entscheidend dafür war ver-
mutlich die Tatsache, daß die DDR und die Sowjetunion
weithin als .Agressor und als Feind alles dessen, was
in der Bundesrepublik aufgebaut wrrrde, stilisiert
werden konnte, Die Struktur des stalinistischen Herr-
schaftssystem in der Sowjetunion, die wergleichsweise
schlechteren Lebensverhältnisse in der DDR sowie das
Verhalten der Sowjetunion gegenüber Deutschland und
den osteuropäischen Ländern nach 7945 boten sich für
die Propagierung eines solchen Feindbildes geradezu
an. Die Abtrennung der Oder-Neiße Gebiete, die For-
derung nach Reparationen, die Berlin-Blockade, der
1,7. Juni 19531 die Zurückbehaltung der Kriegsge-
fangenen bis 1955r die Niederschlagung der Volks-
aufstände in Ungarn
und PoJ-en durch sowjetische Truppen 7956 und die
scheinbar nicht enden wollenden Streitigkeiten um
Berlj.n waren objektiv Gri.inde dafür, daß es den dama-
ligen Repräsentanten der klj-edervereinigungspolitik
der Bundesrepublik gelang, die Sorvjetunion und dj-e
DDR als den absoluten Feind, mit dem man nicht ver-
handeJ.n konnte und dem man nicht die geringste Kon-
zession machen durfte, hinzustellen. Da die Sowjet-
union ihre politischen, ökonomischen und militäri-
schen Interessen in Ost- und Mitteleuropa konsequent
durchgesetzt hatte, sctrien es evj-dent zu sein, daß
sie dasselbe auch in hlesteuropa versuchen würde. Un-
ter diesen Umständen konnte sich die Üb"rzeugung ver-
breiten, daß es besser sei, ein Stiick von Deutsch-
land als rrBollrverk gegen den Kornmunismus'r auszubauen,
als für ein wiedervereinigtes GesamtdeutschJ-and auch
noch so geringe Konzessionen arr die Sowjetunion zu
machen.
Die Auffassung, vort der Solvjetunion bedroht zu wer-
den, war schließlich so verbreitet, daß dj-e Aufstel-
Iung einer neuen deutschen Armee clurchgesetzt rrerden
konnte. Gegen die lrliederaufrüstung hatte es nocir An-
fang der loer Jahre unter dem Dinclruck der Erlebnisse
des Zrveiten i/eJ-tkrieges eine sehr: breite Protestbe-'
wegung gegeben+/. Sie werlor mit jeclem Jahr an Becleu-
tung, obwohl konkrete Beweise dafür, daß die Sor*jet-
union Westeuropa militärisch angreif en rtol1te, I'ehl-
ten. Daß die Sowjetunion eine solche Absicl-rt geirabt
hatte, ist unwahlscheinlich. It{indestens die Vergel-
tung der in den Joer Jahren noch weit iiberle.qenen
amerikanischen Atomwaffen mußte das Risiko eines
solchen Angriffes für die Sowjetunion unübersehbar
erschej"nen Iassen. Die hohe I.tüstung der Sor+jetunion
erklärte sich im wesentlichen daraus, daß die Sorvjet-
unlon einersei-ts eine nilltäri-sche Interventlon des
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Westens im Zuge der 'rRo11-back-Strategie'r f'ürchtete,
andererseits daraus, daß die Sowjetunion große und
weiträumig verteilte Truppenkontingente zur Diszi-
plinierung der von ihr abhängigen osteuropäischen
Staaten benötigte.
Seinen größten Nutzen warf der Verteidigungsbeitrag
der Bundesrepublik unter diesen Umständen auf ideolo-
gischem und politisehem Gebiet ab: Er rnachte in der
Form eines Katalysators allen Biirgern noch einmal
deutlich, daß für die Bundesrepublik die Kommunisten
keine Verhandlungspartner, sondern Feinde waren und
daß die Bundesrepublik bedingungslos im Lager des
\{estens stand. Das Junktim zwischen hliederaufrüstung,
Eintritt in die NATO und Erlangung der Souveränität
won l)JJ war der Ausdruck für die außenpolitische
Zwangslage der Bundesrepublilc: Sie wurde nur soweit
in die Selbständigkeit entlassen, wie sie sich dem
westlichen, kapitalistischen Lager unter Führung
der USA anschloß.

1.4. Der CDU-Staat

Vor di'esem llintergrund bildete sich ein politisches
und gesellschaftliches System heraus, das später
tref f end als 'rCDU-SIaat!t bezeictrnet wrrrde. Welche
Partei irn neuen Staat die Regierung bestimmen würde,
sclrien !949 zunächst offen. Die h'ahlentscheidung von
1949 rrar knapp. CDU,/CSU und SPD erhielten annähernd
gleichviel Stimmanteile (37,o % t[r die CDU,/CSU,
29,2 % für die SPD). Adenauer wrrrde nur mit einer
Sti-mme Itlehrheit won Abgeordneten der bürgerlichen
Parteien zum ersten Bundeskanzler gewäh1t. Die Politik
der unter Führung der CDU,/CSU stehenden Regierung war
in den ersten Jahren sehr umstritten. Erst mit der
l{ahl von 1!ll gelang der CDU,/CSU der große Durch-
bruclr. Sie gerrann etwa 14 % cle, Stimrnen zu Lasten der
anderen biirgerlichen Parteien hinzu. Ihre Koalition
hatte dadurch im Bundestag eine breite und gesicher-
te lvlehrheit. Der Stimmenanteil der SPD hatte dem-
gegeniiher mit 2$,8 % teicht abgenommen. Entscheidend
f iir r-Ien ivahlsieg der itegienrngs!<oalition won lpll rta-
ren clie schon deutlicll sichtbaren Erfolge des öko-
nomischen i{iederaufbaus, die a1s Verdienst der sozia-
l-en i.{arl<twirtschaft hingestcllt wrrrden. Der Trend
zwt CDIJ/CSU setzte sich 7957 fort, als sie mit 5o,2 94

clie absolute l'rlehrheit der giiltigen Stimmen erreichte.
Die ir'ahlen von 1961 und 1965 bestätigten trotz ge-
r".isser Ver].uste die lioalition untel: Fiihrung der
CDUlCSU.

Der CDIJ/CSU gelang es im Laufe ihrer langen llerr-
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sc]raft in der Bundesrepublilt, nicht nur a1le ihre
korrkreten Ziele auf innen- und außenpolitischem
Gebiet durchzuset.zen. Sie konnte clarüber hinaus di-e
von ihr vertretenen gesellschaftlichen und politi-
schen l{ertvorstellungen zu den allgemein anerkannten
und fast unumstrittenen machen. Ihre Auffassungen
bestirnmten nicht nur die praktische Tagespolitik,
sie wurden für die gesamte Struktur des politischen
Svstenrs bestimmencl. Der CDU-Staat in diesem Sinne
war gekennzeichnet durch die Propagierung von be-
s t j,mmt en humani- s t i s ch- chri st 1i chen lr/ertvors t e llungen
in meist stark verkürzter Form, clurch einen außer-
ordentlichen undifferenzierten Antikommunismus, durch
einen weitverbreiteten politischen und intellektu-
ellen Konformismus sowi-e durch stark autoritäre Grund-
züge in vielen gesellschaftlichen Bereichen. Die po-
Iitische Bedeutung dieser Ideologie des CDU-Staates
bestand vorallem darin, die Grundstrukturen der so-
zi- aLer: Marktwirtschaft zu Iegitimi-eren.
Von den scheinbar nur durch die CDU,/CSU garantier-
ten ökonomischen Erfolgen ging ein solcher Sog aus,
daß sich das Spektrum möglicher politischer Alterna-
tiven immer mehr nach rechts verschotr. Unabhängige
sozialistische Gruppen gab es praktisch überhaupt
nicirt mehr. Die KPD wurde 1956 verboten und ihre An-
hänger verfolgt. SPD und Gewerkschaften mußten we-
sentliche Teile ihrer bisherigen sozialistischen
Programmatik aufgeben. Sie übernahmen sogar in der
Tagespolitik die Konzeptionen der Regierung weitge-
hend. Die SPD schloß s[gh z.B. 1!6o der Außenpolj-tik
der Bundesregierung an^".
Di.e Kirchen besaßen in der Wiederaufbauphase einen
verhältnismäßig großen politischen Einfluß. Sie hat-
ten sich offenbar aIs einzige Institution gegenüber
dem Nationalsozialismus wie gegenüber dem Kommunis-
mus als resistent erwiesen. Sie schienen im übrigen
für die kapitalistische Restauration eir^e entspre-
chend ausformulierte Ideologie und Moral anzubieten.
Für kritisches Denl<en r*ar unter diesen Umständen in
der lrliederaufbauphase wenig PLatz. Stattdessen be-
gann man sicl-r auf die intellektuellen Traditionen
des deutschen Bildungsbürgertums, vermehrt um eini-ee
moderne fmporte aus clen r.restlichen Ländern, rrie den
Existenzialismus zurückzubesinnen. In Schulen un<l
Hochschulen rvurden die nationalsozialistischen Inhal-
te zwar äußerlich abgestreift. Ihre Ersetzung durclr
neue demokratische Inhalte blieb jedoch zunächst
wielfach formal und wenig überzeugend.
Dem po,litischen und intellel<tuellen l(onformisrnus
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entspracl'ren in Gesellschaft uncl lrolitik rveitver:br-ei-
tete autoritäre Ziige. Die Massen suchten die Unsi-
cherheiten, die durch Krieg und Nachkriegszeit ent-
standen waren, durch Identif izierung mit cler stärli-
sten Macht der i{elt , den USA, uncl ihrem Bünclnis , cler
NATO, zu iiberwinden. Die ökonomische Anlehnung an
clie reichen westlichen Länder schien ihnen am ehesten
den rsirtschaftlichen Aufstieg zu gewährlej-sten. IIit
i<ritischen Meinungen setzte man sich weniger in)ra-lt-
lictr als administrativ auseinander ! §ie rrurden nrit
formalen l"litteln an den Itand gedrängt, und wenn nii-
tig und s.orveit im Rahmen cles rechtsstaatlichen Swstems
möglich, mit judikativen lvlaßnahmen verfolgt. Aus-
druck für die autoritären Züge der Bpoche war die
Tatsache, daß der erste Bundesl..anzler Adenauer weit-
hin als eine imponierende Vaterfigur anerkannt wur-
de. Er personifizj-erte nicht nur die gesamten Erfol-
ge der Bundesrepublik, er besaß auch sichtbar das
Vertrauen der lvläclrtigen dieser (und rrie es scl-rien,
auch jener) hleIt. Der autokratische Führungsstil
Adenauers und sej-n hotres AIter bestätigten unter die-
sen Umständen nur sein Chari-srna.
Die Massen richteten sich im neuen Staat ein, so gut
es ging. Streiks oder sonstige Aktionen politischen
hiiderstandes rr'urden selten. Hatte Anfang der loer
Jahre die Frage der Wiederbewaffnung noch große I\1o-
bilisierungen hervorgebracht, so blieb die Aktion
"Kampf dem Atomtodrr won ltJB nur noch ein letzter
gescheiterter Versuch, eine größere politische Bewe-
gung gegen den CDU-Staat zu entfesseIn49.
Konformismus und Autoritätsgläubigkeit knüpften zwar
an Traditionen des deutschen Obrigkeitsstaates, auch
an den Faschismus an, sie fanden aber ihre wichtigste
Grundlage in den Bedingungen der hiiederaufbauphase
selbst: Nach dem Elend der Kriegs- und Nachkriegs-
jahre war den meisten die Sicherung des indiwiduellen
Lebensbereiches bald wichtiger als politische Aktio-
nen. Der zu Anfang der Bundesrepublik noch spürbare
Druck einer Konkurrenzwirtschaft mit werhältnismäßig
l.roher Arbeitslosigkeit zwarrg die Lohnabhängigen dazu,
die Bedingungen des Systems hinzunehmen. Angesichts
der zunehmenden Erfolge der Bundesrepublik schien
schließlich keine Chance mehr zu bestehen, relevante
Strukturveränderungen durchzv.setzen,. Der vorgezeich-
nete }{eg des ökonomischen lfiederaufbaus der Bundesre-
publilc bestand in der Ausschöpfung der objektiv vor-
handenen, aber nicht genutzten Kapazitätsreserven.
Unter diesen Umstänrlen war vereintes rrnd kräftiges
Zupacken scheinbar wichtiger als langwierige Ausein-
arrdersetzungen über einen hleg, der offenbar doch
nicht zu ändern rvar. Die "Sacl-rzwänge'r des l{iederauf -
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baus hatten rlie politische Plrantasie entmachtet.
Das neue System schien siclr fiir die Ewigkeit einzu-
richten: Kontinrrierliches ökonomisches l{acl-rstum,
steigencle Aner'l<ennrtng in der'[rlelt und innenpolitische
Stabilitüt l-ießen eine langfristige Herrschaft der
CDU/CSU errvarten. Als 7959 ein so distanzierter Beo-
bacl-rter rvj,e I(urt Pritzkolej.t die Frage ste11te, ob
die SI]D .jemals cine Chance haben wiirde, die CDU zu
iiberf J-iigeln, mußte er clie Antr*ort geben: "Sicherlicl-r
ni clrt " 50 .

ll . Die neue Liberalität nach dem Ende d-es l{iederauf-
baus

Tatsächliclr d.eutete sich Anfang der 6oer Jahre das
Ende des CDU-SIaates an. Bereits 1!l! geriet der CDU-
Staat in eine erste Krise, a1s Adenauer sich zunächst
zur I{andidatur für das Amt des Bundespräsi<lenten be-
reiterltlärte, clann aber verzichtete5l. Als 1961 die
Rerliner l"lauer gebaut rrrrrde, zeigte siclr die ganze
IIj-lflosigkeit der Adenauerschen Deutschlandpolitik:
Sie iratte keine ltlöglichkei-t zw einer angemessenen
I(eaktion. Bei den wenig später stattfinclenden Bundes-
tagsrrahlen von 1951 mußte die CDU/CSU einen Stimmen-
rückgang bis auf ihren Anteil won 7)J) hinnehmen. An
seinem Schlußpunkt war die Entrvlclclung des CDU-Staa-
tes mit der Spiegelaffäre angekommen. Hier ging die
Bundesregierung mit administrativen und justiziellen
Mitteln in obrigkeitsstaatlicher Manier gegen unlieb-
same politische Kritik in einer hleise wor, die eine
große liberale Gegenbewegung hervorrief52.
In der Spiegel-Affäre waren zum ersten Mal jene neu-
en Formen eines demokratischen Engagement zu spüren,
die später in der Telefonabhöraffäre, in der Not-
standsdiskussion und in der Studentenbewegung auf-
traten. fn vieler Hinsicht ist die Spiegel-Affäre
daher der Ausdruck für einen liendepunkt in der Ge-
schichte der Bundesrepublik.
Die ökonomischen und politischen Bedingungen der Bun-
desrepublik hatten sich Anfang der 6oer Jahre so ge-
ändert, daß ea gerechtfertigt erscheint, die Zeit
danach als die zweite große phase in der Geschichte
der Bundesrepublik zu bezeichnen. Sie ist bestimmt
durch das Ende des bloßen wiederaufbaus und durch dasEntstehen eines veränderten politischen Systems, des_sen Merkmal eine neue Form von Liberalitäl ist.
Die neue Situation der ökonomie der Bundesrepublik
seit Anfang der 6oer Jahre Iäßt sich folgendermaßen
charakterisieren: Die durch Krieg und Nachkriegszeit
eingetretenen Ilückschläge waren vö11ig ausgeglichen.
20

Das mit der vorhandenen Qualifikationsstruktur der
Arbeitskraft erreiclrbare Produlctionsniveau rrar er-
reicht. IIit dem Bau der Berliner ltlauer war der Zu-
strom qualifizierter neuer Arbej-tskräfte aus der DDI{

abgesclinitten. Zur weiteren Ausde5nung der Prodr-rktion
waren daher zusätzliche Automatisierungen und neue
Technologien erforderlich. Daraus ergab sich die Not-
wendigl(eitr die Ausgaben fi-ir Forschung und Entwiclt-
lung iubstantiell zü erhölien und die Qualifil<ations-
struktur- der Arbeitskräfte dem neuen Stand cler Pro-
clul<tionsteclrnik entsprechend zu erhöhen. Für die ein-
facheren Arbeiten wr-rrden tendenziell immer mehr Gast-
arbeiter mit minderen Qualifiltationen herangezogen'

In der ersten tläIfte der 6oer Jahre begann sich daher
die Erkenntnis durchzuseLzert, daß das gesamte For-
scbgngs- und tsildungswesen modernisiert werden müß-
te)). Da es nicht metrr genügte, vorhandene Reserwen
auszuschöpfen, sondern darauf ankam, den gegebenen
technologischen und ökonomischen Rahmen zu erw'eiternr
mußten neue Spielräume für Experiment und Kooperation
gewährt werden. Das schlug sich zunächst im Bildungs-
sektor nieder, wo Iiberale Reformmodelle a1lmähliclt
die autoritären Muster der 5oer Jahre verclrängten.
Die Veränderung der ökonomischen Ausgangsbedingungen
zeigte sich besonders deutlich am Zusammenbruch der
Erhardsqhen hlirtschaftspolitik in der Itezession von
tg66/62,+. Sotange es nur darum Sing, die objektiv
brach liegenden Ilessourcen an Anlagen, Know-how
und Arbeitskraft in der Rekonstruktionsphase aus-
zunutzen, I<onnte sich die staatIiche irirtsclraftspo-
litik auf vergleichsweise geringe Korrel<turen des
gesamtwirtschaftlichen Ablaufes beschränken. Zu dem
Zeitpunkt, aIs die Phase r.! es hliederaufbaus worbei
war, wurden nicht nur neue Formen der Strukturpoli-
tik notwendig, es setzte vor allem der normale kapi-
talistische Krisenzyklus rrieder j-n unverfälschter
Form ein. Die systematische Anwendung der auf Kri-
senvermeidung und Konjunktursteuerung angelegten
kelmesianischen tr/irtschaftspolitik wurde damit not-
wendig.
Neben der ökonomischen Lage hatte sich die außen-
politische Situation der Bundesrepublik grundlegend
geändert. Die nationale Frage stellte für die innere
§truktur der Bundesrepublik seit dem Anfang der 6oer
Jahre keine ernsthafte Bedrohung mehr dar. Es hatte
sich die Erkenntnis durchgesetzt, daß eine lrlieder-
wereinigung nicht mehr in einer Form mögIich wart
die für größere TeiIe der Bevölkerung al-s erstrebens-
wert ga1t. Schon nach 1955 hatten die Sowjetunion und
die DDR irnmer wieder erklärt, daß eine l{iedervereini-
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gung im Sinne ihr-er /bisfrerigen Vorstellungen nicht
mehr in Frage känre. Die gescheiterten Ost-West-Konfe-
r'önzen der zweiten Hälfte de; joer Jahre bestätigten,
daß eine h'iedervereinigung immer ferner rückte. Voll-
ends schien die Berli-ner lvlauer den politischen status
quo in Deutschland zu zementieren. Nach der lebens-
bedrohenden liubakrise von 1962 Singen die USA und
die Sowjetunion von der bedingungslosen Anerkennung
der gegenseitigen Einflußsphären aus. Das Moskauer
Test-Stop-Abkommen won t)6) war der erste sichtbare
Ar:sclrucl< für'dieses neue Verhältnis der lrleltmächte zu-
einander.
Unter cl:iesen Umständen verlor cler CDU-Staat in den
6oer Jahren allrnählich den Boclen unter den Füßen.
Eine verfelrlte Finanzpolitil< und llilflosigkeit gegen-
rliber cler Itezession fiihrte l)66 zum Bruch der lang-
jälrrigen Zusammenarbeit mit der FDP und zur Großen
üoalition mit der SPD. Atlein ein so breites Biindnis
sclrien nocir in der Lage zu sein, <lie neue Situation
zu meistern. In der Tat rr'ar nur die SPD rnit ihremI,tirtschaltsrninister Schiller fähig, eine der neuen
Lage angepaßte r.firtschaftspolitilt zu vensirklichen.
Der',{iderspruch zwisc}ren den überalterten Fornreu des
politischen Systems und den neuen Notr+endigkeiten
schlug sich spektal<ulär in der Studentenrevolte nie-
der. Sie natrm ihren Ausgang von der - gemessen an clen
neuen Anfoi'derungen - objektiwen Rückständigkeit des
Bildungssystems, insbesondere der Hochschulen. Im
Laufe der Auseinandersetzungen machten die Betroffe-
nen die Erfahrung, daß in vielen FäIlen nur dj_e Ent-
wicklung neuer politischer Kampfformen, insbesondere
die Taktik der rrbegrenzten Regelverletzung,' in der
Lage 1i'ar, politische Veränderungen von einigem Ge-
rvicht zu bewirken. Dabei zeigte sich bald, daß die
Probleme des Bildungssektors nur aIs gesamtgesell-
schaftliche zu lösen waren und daß clie politische
Aktion immer wieder auf Grenzen stieß, die durch die
kapitalistische Grundstruktur der Gesellschaft vorge-
geben waren. In der Stuclentenrevolte erwies sj_ch
deutlich, daß die Ideotogie des ltiederaufbaus mit
ihren konformistischen und autoritären Zügen ihre
Kraft verloren hatte. Angesichts des unbedingten Fest-
haltens der beiden am Ost-hlest-Konf1ilct beteiligten
Seiten am status quo J-ieß sich die Stu<ientenrewolte
nicht mehr glaubhauft als ein Infiltrationswersuchrrdes Ostensrrinterpretieren. Die früher aIles ver-
kleisternde Ideologie des Antikommunismus war gegen
die Studentenrevolte ni_cht effektiv zu mobilisieren.
Es war vielmehr offensichtlich, daß hier die lriider-
sprüche der Gesellschaft von innen heraus themati-
siert wurden. Plötzlich brachen Gegensätze auf, die
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jahrelang unter dem ManteI des Antikommunismus und
des hliederaufbaus zwar objektiv nicht beseitigt,
aber doch aus dem politischen Bewrrßtsein werdrängt
waren.

Die Studentenrevolte hatte auf vielen Gebieten die
l{irkung eines Signals. Im gesamten Erziehungssektor
half sie erhebliche Umstrukturierungen durchsetzen.
Sie machte berr.ußt, daß viele der bisherigen Formen
des Zusammenlebens fraglich waren und werändert wer-
den mußten. Die antiautoritär-hedonistische Kompo-
nente der Studentenrewolte breitete sich rasch aus.
Die Schiilerbewegung und clie Lehrlingsbewegung ent-
rr-icI<e1ten entsprechend der Studentenrewolte neue
politische Kampfformen. In den seit 1969 wiederholt
auftretenden spontanen Streiks wersuchten zurn ersten
Itlal wieder größere Gruppen von Lohnabhängigen ihre
Interessen auch gegen den Willen der sie und die Ka-
pitalseite repräsentierenden Institutionen durchzu-
setzen. Die in vlelen gesellsclraftlichen Bereichen
zu Tage tretenden l{iclersprüche führten zu neuen }'or-
men der politischen Beteiligung, wie z.B. den Bürger-
initiativen, enveiterten Planungs- und l.litbestimmungs-
modeIlen. Vorall ern aber ger!'annen sozialistische Theo-
rie und Praxis in verschiedenen Ausprä.gungen von
neuem an politischer Bedeutung.
Zur Zeit der großen Koalition konnte es noclr schei-
nen, als rvürde der Eintritt der SPD j-n d j-e CDUz'CSU-
Ilegierung den CDU-Staat auf eine besonclers J,istige
lfcise vererrrigen. Zt'tat' half die SPD in wielen Punk-
ten, besonclers deutlich in der Notstan<Jsausöinander:-
setzung, Gmndkorrzeptionen der CDU durchzrrsetzen. Es
erwies sich jedoch, c''laß auch cliese ililfestellung der
CDU/CSU ruenig nützte. Sie hatte in cler i{i.r-tschaftspo-
Iitik zu der ke1'nes5-anischen honzeption fler SPr) l'.ej--
ne Alternative. In der Deutschland- und Ostpolitik,
die mit dem weltpolitischen Ausgleicl'r zwischen den
USA uncl der Sowjetunion fiir die lSundesrepubl.il< zu-
nehmend dringlicher rvurde, f ehlten ihr lionsequente
Vorstellunsen. Für die Behandlung der Studentenrevo.L-
te und ähnl-icirer neu auftretender innenpolitischer
Widersprüche machte sj.e im wesentlichen nur autori-
täre, r-epressive Vorschläge, die, wie die Erfahrung
bald zeigte, die Problematlk ver-schlinrmerten, statt
sie zu 1ösen.
Die SPD und die mit il-rr seit 1969 verbünclete FDI'ver-
fügten stattdessen auf fast allen Gehieten über die
'rmodernerenrr Konzeptionen, die den gesellschaftlichen
Problemlagen adäquater waren als die der tendenziell
an den Standards der Joer Jahre festiraltenden CDU,/
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CSU. Die Tatsache, daß SPD und FDP angemessenere Lö-
sungsstrategien vorschlagen konnten, führte zu clen
Wahlsiegen der sozial-liberalen Koalition von 1!6!
wd 7972.
Dieser neuen Führungsgruppe gelang es (jedenfalls im
Vergleich zu anderen kapitalistischen Industriestaa-
ten), die Probleme der Konjunktursteuenrng in der
Phase nach der Rekonstruktion und die neuen wirt-
schaftspoJ.itischen Struktrirprobleme im wesentlichen
zu lösen. Sie werstand es, das Protestpotential durch
die Gewährung einer gut l<alkulierten 'rrepressiwen
Toleranz'r jedenfatls zum großen Teil in das gesell-
schaftliche System zu integrieren und für seine Mo-
dernisierung auszumrtzen. Sor+eit dieser Spielraum
überschritten wrrrde, scheute sich die neue Koalition
in EinzeffälJ.en nicht, härteste Mittel einzusetzen,
die selbst in den joer Jahren nicht angervendet wor-
den waren. Schließ1ich kam die sozial-libera1e Koali-
tion durch eine neue 'rOstpolitik'r, die auf eine voll-
ständige Anerkennung des gesellschaftlichen und
territorialen status quo in }litteI- und Osteuropa
hinzielt, dem Sj-chertreitsbedürfnis der Massen ent-
gegen. Ilatte sich envj-esen, daß die "l'olitik der
Stärke'r keine Sicherheit garantieren konnte, so so11-
te dieses ZieL jetzt durch formelle Verträge und
nachbarschaftliche Zusammenarbeit erreicht werden.
Innenpolitisch war diese Politik mö91ich geworden,
weil der in de:: tiiederaufbauphase für die Entwicklung
der llundesrepublik konstitutive Antikommunismus in
der bisherigen l'orm historisch überflüssig geworden
lrar. Die innere Konsolidierung der Bundesrepublik
ermöglichte den Verzicht auf das bisherige Feindbild
trdes Kommunismus'!. Die innere Festigung der Bundesre-
pubtil( gestattete sogar clie faktische Außerkraftset-
zung des I{PD-Verbotes von 1956 durch die offiziöse
ltiederzulassunss der Di(P und clie Einstellung der
Tronrmrrnistenverfolgungen im Jalrre 1968.

An der ökonotlischen und poli-tischen Grundstruktur
der Brrndesr:epublik hat die sozial-liberale Koalition
bisher nichts geändert. Die große gesellschaftspoli-
t j-scl-re Alternatlve, die die SPD noch in den Joer
Jahren repräsent j,erte, stellt sie ]reute nicht mehr
dar. Auf fast a1l-en Gebicten erscheint der neue SPD-
Staat aIs Vollstr-ecl<er des alten CDU-Staates: Beinahe
irnmer enreist sich bei näherem Hinsehen, daß clie
SPD,/FDI]-P.egierung die alte lrotitik nur in einer
historisch adäquaten Form f'ortsetzt.
Ilei. aller Kontinuität zum CDU-Staat gibt es eine
Differenz: fnner']ra1b der SPD und zum TeiI auch der
FDP finclen auch diejenigen politischen Tendenzen ei-
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nen gerrissen Niedersclrlag und Schutz, die mittel- und
langfristig gesellsclraftliche Umstrul<turierungen
auch im Hinblick auf die Verwirklichung sozialisti-
sclrer Alternativen anstreben. Indem wor allem die
SPD clie darin zurn Ausdruck kommenden gesellschaft-
lichen Widersprüche nicht einfach unterdrückt, son-
dern ihnen jedenfal-ls einzelne Spielräume und Betä-
tigungsfelder überläßt, kann sie die Bedingungen für
eine neue, die dritte Phase in der Geschichte der
Bundesrepublik offentralten, die die jetzige ablösen
könnt e .
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